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Tagesordnung zur Sitzung des Verwaltungsaus-
schusses der Stadt Bad Düben am 28. Juli 2020

Zeit:	 18.30 Uhr
Ort:	 Rathaus, Ratssaal, Markt 11, Bad Düben

Öffentlicher Teil:

1.	 Feststellung der Beschlussfähigkeit
2.	 Bestätigung der Tagesordnung
3.	 Bestätigung der Niederschrift

4.	 Beratung und Beschlussfassung zum Bauantrag „Errichtung eines Neben-
gebäudes zur Wochenendnutzung“ und zum Antrag auf Abweichung vom 
§ 5 SächsBO (Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken) bezüglich des 
Gebäudeabstands von mehr als 50 Meter zu einer öffentlichen Verkehrsflä-
che, Hinter den Mühlen 16, Flur 16, Flurstück 4/4 in Bad Düben

	
5.	 Beratung und Beschlussfassung zum Bauantrag „Errichtung eines Eingangs-

bereichs an ein bestehendes Gebäude“, Neumark 9B, Flur 11, Flurstück 18/59 
in Bad Düben

	
6.	 Beratung und Beschlussfassung der Beauftragung der 3. Nachtragsverein-

barung für das Los 30 – Heizung/Sanitär – im Rahmen der Baumaßnahme 
„Hortneubau an der Heide-Grundschule Bad Düben“

	
7.	 Informationen und Sonstiges

Beschlussübersicht

Der Verwaltungsausschuss hat am 30. Juni 2020 folgende Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 09/20
Vergabe Los 17 – Bodenbelagsarbeiten – für die Baumaßnahme „Hortneubau 
an der Heide-Grundschule“ an die Firma  Raumausstattung Brandt aus Kemberg
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Beschluss-Nr. 10/20
Beauftragung des 7. Nachtragsangebotes zum Los 1 – Maurer-, Beton- Ab-
dichtungs- und Putzarbeiten – im Rahmen der Baumaßnahme „Beseitigung 
geohydrologischer Spätschäden sowie Barrierefreie Erschließung Amtshaus 
der Burg Bad Düben“

Beschluss-Nr. 11/20
Honoraranpassung bei der Grundleistung der Fachplanung – Technische Ausrüs
tung (Elektro) – im Rahmen der Baumaßnahme „Beseitigung geohydrologischer 
Spätschäden sowie Barrierefreie Erschließung Amtshaus der Burg Bad Düben“

Beschluss-Nr. 12/20
Der Verwaltungsausschuss beschließt zur Finanzierung der Gesamtmaßnahme 
„Errichtung eines Wanderrastplatzes mit Wohnmobilstellplätzen im Ortsteil 
Hammermühle in Bad Düben“ gemäß Hauptsatzung der Stadt Bad Düben vom 
17. Juli 2014, zuletzt geändert am 16. Dezember 2016, eine überplanmäßige 
Auszahlung in Höhe von 16.397 Euro.

Der Stadtrat der Stadt Bad Düben hat am 9. Juli 2020 folgende Beschlüsse 
gefasst:

Beschluss-Nr. 7-11-789
Grundsatzbeschluss – Der Stadtrat stimmt der Integration einer offenen Begeg-
nungsstätte im erweiterten Lutherhaus, das Gemeindehaus der evangelischen 
Kirchgemeinde in der Gartenstraße 14B, zu. Die evangelische Kirchgemeinde 
wird das Lutherhaus sanieren und einen nachrangigen Ergänzungsbau (unter 
50 % der Nutzfläche des Bestandsgebäudes) errichten. Durch die Zusicherung 
der öffentlichen Nutzung kann die Einordnung als Gemeinbedarfseinrichtung 
erfolgen, die öffentliche Nutzung/Zugänglichkeit ist für mindestens 15 Jahre 
sicherzustellen. Die Sanierung des Bestandsobjekts und die Errichtung des un-
tergeordneten Ergänzungsbaus wird im Rahmen des Städtebauförderprogrammes 
SOP „Lebendige Kernstadt“ (neuer Programmname: „Lebendige Zentren – Er-
halt und Entwicklung der Stadt- und Ortskerne“) als Gemeinbedarfseinrichtung 
mit einer Förderquote von 75 Prozent gefördert. Die evangelische Kirchge-
meinde wird 70 Prozent des kommunalen Eigenanteils zur Städtebauförderung 
übernehmen, damit reduziert sich der städtische Eigenanteil auf 10 Prozent des 
Förderbetrages. Die Förderung inklusive teilweiser Eigenanteilsübernahme wird 
die Stadtverwaltung bei der Bewilligungsstelle (SAB) beantragen.

Beschluss-Nr. 7-11-790
Nichtausübung des Vorkaufsrechts nach § 17 (1) Sächsisches Denkmalschutz-
gesetz für das Grundstück Dorfstraße 7, Flur 5, Flurstück 21/2 in Wellaune 
(Kohlhaasenkrug)

Beschluss-Nr. 7-11-791
Billigung, Auslegung und Beteiligung der Behörden und der sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange zum Entwurf des Bebauungsplans „Wohnbauflächen zwi-
schen Mühlläufer und Waldstraße“ in Bad Düben
Der Stadtrat der Stadt Bad Düben billigt den Entwurf zum Bebauungsplan 
„Wohnbauflächen zwischen Mühlläufer und Waldstraße“ der Stadt Bad Düben 
in der Fassung vom 19. Juni 2020 samt Begründung und bestimmt diesen gemäß 
§ 13 Absatz 2 S. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Absatz 2 BauGB zur förmlichen 
Auslegung. Gemäß § 4 Absatz 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch 
die Planung berührt werden kann, einzuholen. Gemäß § 2 Absatz 2 BauGB ist 
der Bebauungsplan mit den Nachbargemeinden abzustimmen. Die Verwaltung 
wird beauftragt, den Offenlegungszeitraum zu bestimmen, diesen rechtzeitig 

Nachruf

In tiefer Trauer nehmen wir Abschied von unserem 
langjährigen Feuerwehrkamerad

Thilo Durrey
Er war 35 Jahre Mitglied in unserer Feuerwehr und hat sich während 

seiner langjährigen aktiven Dienstzeit stets zum Schutz und Wohle der 
Allgemeinheit eingesetzt.

Sein hohes Maß an Hilfsbereitschaft wurde von allen Kameraden 
sehr geschätzt. 

In seiner Funktion als hauptamtlicher Gerätewart sorgte er stets dafür, 
dass die Einsatzbereitschaft der Fahrzeuge und Technik gewährleistet ist.

Wir trauern mit seiner Familie um einen lieben Menschen und 
einen hochgeschätzten Kamerad, den wir in guter und 

dankbarer Erinnerung behalten.

Die Stadtwehrleitung im Namen der
Kameradinnen und Kameraden 
aller Stadtteilfeuerwehren der

Freiwilligen Feuerwehr Bad Düben
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ortsüblich bekanntzumachen und die Behörden und Träger öffentlicher Belange 
um die Abgabe einer Stellungnahme zu bitten.

Beschluss-Nr. 7-11-792
Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Torgauer Straße – Am Hei-
degraben“ der Stadt Bad Düben
Der Stadtrat der Stadt Bad Düben beschließt gemäß § 1 Absatz 3 und § 2 Ab-
satz 1 Baugesetzbuch die Aufstellung eines Bauleitplanes zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans: „Torgauer Straße – Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben. 
Der Beschluss ist gemäß § 2 Absatz 1 Satz 2 Baugesetzbuch ortsüblich bekannt 
zu machen.

Beschluss-Nr. 7-11-793
Billigung, Auslegung und Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Tor-
gauer Straße – Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben
Der Stadtrat der Stadt Bad Düben billigt den Entwurf zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Torgauer Straße – Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben in 
der Fassung vom 22. Juni 2020 samt Begründung und bestimmt diesen gemäß 
§ 13 Absatz 2 S. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Absatz 2 BauGB zur förmlichen 
Auslegung. Gemäß § 4 Absatz 2 BauGB sind die Stellungnahmen der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange einzuholen sowie gemäß § 2 Absatz 
2 BauGB ist der Bebauungsplan mit den Nachbargemeinden abzustimmen. Die 
Verwaltung wird beauftragt, den Offenlegungszeitraum zu bestimmen, diesen 
rechtzeitig ortsüblich bekanntzumachen und die Nachbargemeinden, Behörden 
und Träger öffentlicher Belange um die Abgabe einer Stellungnahme zu bitten.

Beschluss-Nr. 7-11-794
überplanmäßige Auszahlung bei der Maßnahme „Barrierefreie Erschlie-
ßung und Anpassung der Ausstellungsbereiche im Amtshaus der Burg 
Bad Düben“

Aufstellungsbeschluss zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Torgauer Straße - 

Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben 

Öffentliche Auslegung des Entwurfs der 1. Änderung des Bebau-
ungsplans „Torgauer Straße – Am Heidegraben“ der Stadt Bad 
Düben 

Der Stadtrat der Stadt Bad Düben hat in seiner Sitzung am 9. Juli 2020 
die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans „Torgauer Straße 
– Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben beschlossen (Beschlussnum-
mer 7-11-792). Der Beschluss zur Aufstellung der 1. Änderung des 
Bebauungsplans wird hiermit bekannt gemacht. 
Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach 
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 BauGB.
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 9. Juli 2020 den Entwurf zur 1. 
Änderung des Bebauungsplanes „Torgauer Straße – Am Heidegraben“ 
der Stadt Bad Düben samt Begründung, in der Fassung vom 22. Juni 
2020, gebilligt und zur Auslegung nach § 13 Absatz 2 S. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 3 Absatz 2 BauGB bestimmt (Beschluss Nr. 7–11-793). 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst eine Fläche von ca. 
24.560 m² und ist aus dem angefügten Übersichtsplan ersichtlich. Von 
der Planung betroffen sind die in der Gemarkung Bad Düben liegenden 
Flurstücke der Flur 5: 540/2, 541/3, 541/5 bis 541/23, 545, 546, 547/1 
bis 547/3 und der Flur 8: 20/9, 20/10 (Teilfläche), 20/14 bis 20/24, 44/7 
(Teilfläche), 44/3 (Teilfläche)  
Die Bauflächen innerhalb des Geltungsbereichs des rechtskräftigen Be-
bauungsplans können gemäß Ausweisung als festgesetzte Mischgebiete 
nach § 6 Baunutzungsverordnung (BauNVO) mit Wohngebäuden und 
Gewerbebetrieben bebaut werden. Dabei hat die Ansiedlung qualitativ 
gleichrangig zu erfolgen. Seit der Rechtskraft des Bebauungsplans 
besteht jedoch kein Interesse für Gewerbestandorte innerhalb des 
Geltungsbereichs, sondern eine gestiegene Nachfrage nach Eigenheim-
standorten. Aus diesem Grund ist es städtebaulich geboten, die innerhalb 
des Geltungsbereiches des Bauleitplans festgesetzten Mischgebiete im 
Rahmen eines Aufstellungsverfahrens für eine 1. Änderung in allge-
meine Wohngebiete umzuwidmen. Damit sollen die brachliegenden 

Flächen des Geltungsbereichs des Bebauungsplans einer baldigen Nutzung als 
allgemeines Wohngebiet im Sinne der Innenentwicklung gemäß § 1a Absatz 2 
Satz 1 BauGB zugeführt werden. 

Für die Anwendung des beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB sind die 
im § 13a Absatz 1 und Absatz 2 Nr. 3 BauGB genannten Voraussetzungen wie 
folgt erfüllt:
•	 Es handelt sich beim Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplans „Torgauer 

Straße – Am Heidegraben“ um eine Bauleitplanung der Innenentwicklung 
für die Nutzbarmachung von Flächen, mit der überwiegend brachliegende, 
ursprünglich als Mischgebiet zunutzende Flächen einer neuen Nutzung als 
allgemeines Wohngebiet mit der im Rechtsplan festgesetzten Erschließungs-
anlagen zugeführt werden.

•	 Es wird einem Bedarf an Investitionen für die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnraum Rechnung getragen.

•	 Der zulässige Größenwert von 20.000 m² zulässiger Grundfläche wird mit 
der maximal möglichen Grundfläche von ca. 11.790 m² des vorgesehenen 
allgemeinen Wohngebiets nicht erreicht.

•	 Die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, wird nicht vorbereitet 
oder begründet.

•	 Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nr. 7 Buchstaben 
b und j BauGB genannten Schutzgüter bestehen nicht.
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Gemäß § 13a Absatz 3 Nr. 2 Baugesetzbuch wird hiermit bekannt gemacht, 
dass sich die Öffentlichkeit über die Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung in der Stadtverwaltung Bad Düben, Markt 11, 04849 
Bad Düben während der Öffnungszeiten

Montag		  geschlossen
Dienstag		  9.00 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 17.30 Uhr
Mittwoch		  geschlossen
Donnerstag		  9.00 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr
Freitag		  9.00 bis 12.00 Uhr

vom 24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 unterrichten kann. Inner-
halb dieser Frist vom 24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 kann sich 
die Öffentlichkeit zur Planung äußern. Gleichzeitig wird gemäß § 13 Absatz 2 S. 1 
Nr. 2 BauGB i.V.m. § 3 Absatz 2 BauGB der Entwurf des Bebauungsplans eben-
da öffentlich vom 24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 ausgelegt.
In Anbetracht der gegenwärtig wegen der Corona-Pandemie verfügten Ein-
schränkungen des Publikumsverkehrs wird zur Wahrnehmung der Einsichtnahme 
in die Unterlagen um eine vorherige telefonische oder schriftliche Anmeldung 
gebeten (Tel.: 034295 / 72211, Fax 034243 / 72270, E-Mail: stadt.bad.dueben@t-
online.de).
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 2 und die 
nach § 3 Absatz 2 Satz 1 auszulegenden Unterlagen sind zusätzlich im Internet 
auf den Websites www.bad-dueben.de/Stadtentwicklung und über das zentrale 
Internetportal des Landes unter buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/bplan/
startseite abrufbar.
Stellungnahmen können von jedermann während der Auslegungsfrist 
schriftlich oder zur Niederschrift während der oben genannten Dienst-
zeiten vorgebracht werden.
Es wird gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2, Halbsatz 2 i.V.m. § 4a Absatz 6 
BauGB darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben können. 
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwal-
tungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm nur Einwendungen 
geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Ausle-
gung nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend 
gemacht werden können.

Bad Düben, den 10. Juli 2020

Astrid Münster
Bürgermeisterin

Öffentliche Auslegung des Entwurfs des 
Bebauungsplans „Wohnbauflächen zwischen 

Mühlläufer und Waldstraße“ 
der Stadt Bad Düben 

Die Beschlüsse zur Aufstellung und zur Erweiterung des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans „Wohnbauflächen zwischen Mühlläufer und 
Waldstraße“ der Stadt Bad Düben wurden durch Veröffentlichung im 
Amtsblatt am 20. Mai 2020 bekannt gemacht. 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 9. Juli 2020 den Entwurf des Be-
bauungsplans „Wohnbauflächen zwischen Mühlläufer und Waldstraße“ 
samt Begründung, in der Fassung vom 19. Juni 2020, gebilligt und zur 
Auslegung nach § 13 Absatz 2 S. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch i.V.m. § 3 Absatz 
2 Baugesetzbuch bestimmt (Beschluss Nr. 7-11-791).
Der Stadtrat hat entschieden, den Teil des Bebauungsplangebietes, welcher 
sich nördlich der Waldstraße befindet, als Bebauungsplan „Wohnbauflä-
chen zwischen Mühlläufer und Waldstraße“ zu bezeichnen und für diesen 
die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß §§ 3 Absatz 2, 4 
Absatz 2 BauGB durchzuführen. 
Das Bebauungsplangebiet umfasst folgende in der Gemarkung Bad Düben 
liegende Flurstücke der  Flur 2: 10/1 (Teilfläche), 12/43, 12/44, 12/45, 
12/85, 12/86, 12/87, 12/88, 12/89, 12/90, 12/91, 121/92, 12/93, 12/94, 
13/71, 13/70 (Teilfläche), 13/7, 13/69, 13/95, 13/96, 13/97.
Für den Teil des Bebauungsplangebiets, welcher sich südlich der Wald-
straße befindet, wird ein separates Bauleitplanverfahren durchgeführt. Der 

entsprechende Bebauungsplan erhält den Namen „Wohnbaufläche Waldstraße, 
Süd“ – dieser Bebauungsplan ist nicht Gegenstand der hiesigen Bekanntma-
chung.
Durch den hier gegenständlichen Bebauungsplan „Wohnbauflächen zwischen 
Mühlläufer und Waldstraße“ ist eine Grundfläche im Sinne des § 13a Absatz 
1 Satz 2 Baugesetzbuch von weniger als 10.000 m² festgesetzt, durch die die 
Zulässigkeit von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im 
Zusammenhang bebaute Ortsteile anschließen.
Durch den Bebauungsplan wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 
oder vorbereitet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen. Ferner bestehen keine Anhaltspunkte für 
eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Nr. 7 Buchstabe b) Baugesetzbuch 
genannten Schutzgüter. Ebenso sind bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 
oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 
BImSchG nicht zu beachten.
Das Verfahren nach § 13 b Baugesetzbuch zur Einbeziehung von Außenbe-
reichsflächen in das beschleunigte Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch wird 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Wohnbauflächen zwischen Mühlläufer 
und Waldstraße“ angewendet.
Durch den Bebauungsplan sollen die tatsächlich bestehenden Nachfragen nach 
Wohnbaugrundstücken für Bauwillige bedient werden. 
Gemäß § 13a Absatz 3 Nr. 2 Baugesetzbuch wird hiermit bekannt gemacht, 
dass sich die Öffentlichkeit über die Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung in der Stadtverwaltung Bad Düben, Markt 11, 04849 
Bad Düben während der Öffnungszeiten
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3. Die berührten Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange (TÖB) sind
nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
................................ aufgefordert worden,
Stellungnahmen abzugeben.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

7. Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes sowie die Stelle, bei der der Plan mit 
Begründung auf Dauer der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und 
über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, wurden am  .................  im Amtsblatt-Nr. ................... 
ortsüblich bekannt gemacht. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 1 und 2 BauGB) und weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen 
von Entschädigungsansprüchen (vergl. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB) 
hingewiesen worden. 
Der Bebauungsplan ist mit Veröffentlichung im Amtsblatt-Nr.  ........... am  ........................  in 
Kraft getreten..

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

6. Die Satzung über den  Bebauungsplan, 
bestehend aus  der Planzeichnung und 
den textlichen Festsetzungen wird hiermit 
ausgefertigt.

Bad Düben, ...........................................

Die Bürgermeisterin

5. Der Bebauungsplan, bestehend 
aus der Planzeichnung und den 
Textfestsetzungen, wurde nach § 10 BauGB
in der Sitzung vom  .................. 
mit Beschluss-Nr.    .................
als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum  Bebauungsplan 
wurde gebilligt.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

4. Die Darstellung der Grenzen und Be-
zeichnungen der Flurstücke stimmt mit 
dem Liegenschaftskataster überein
(Stand ................................................).
Für die Lagegenauigkeit der Grenzdar-
stellung im Plan wird nicht garantiert.

Eilenburg, ...........................................

Vermessungsamt des 
Landkreises Nordsachsen

2. Der Entwurf des Bebauungsplanes bestehend aus:
-     Planzeichnung, M 1: 500 mit textlichen Festsetzungen und Begründung vom  .............
haben in der Zeit vom  ..............  bis ................ während der Dienststunden gemäß  
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Stadtverwaltung zu jedermann Einsicht öffentlich ausgelegen.
Zusätzlich können die Unterlagen über das Internetportal der Stadt Bad Düben unter 
www.bad-dueben.de und im Landesportal 
https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/bplan/startseite oder 
www.bauleitplanung.sachsen.de eingesehen werden.
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, 
im Amtsblatt Nr. ....  vom ...................  ortsüblich bekannt gemacht worden. 
Von der Umweltprüfung wurde nach § 13 Abs. 3 abgesehen.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

1. Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am
 20.09.2018  Beschl.-Nr.  6 - 54 - 394
nach § 2 Abs. 1  BauGB die Aufstellung 
des Bebauungsplanes nach § 13 b i.V.m. 
§ 13 a BauGB beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde durch 
Veröffentlichung im Amtsblatt 
Nr.  ............. vom .................... öffentlich 
bekannt gemacht.

Bad Düben, ............................................

Die Bürgermeisterin

VERFAHRENSVERMERKE

GRUNDLAGE DER PLANDARSTELLUNG

Plangrundlage vom Grundplan "Kataster mit Grundriss" hergestellt durch Dipl.-Ing. 
(FH) Frank Knobbe (ÖPVI), Delitzsch vom August 2019.
Lagesystem ETRS89, UTM33; Höhensystem DHHN2016

RECHTSGRUNDLAEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I 
S. 2414) zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27.03.2020 (BGBl. I S. 587) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I
S. 3786)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. Dezember.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)
geändert worden ist

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 706) geändert worden ist 

Sächsische Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 2. Juli 2019 (SächsGVBl. S. 542) geändert worden ist

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. | S. 2542), das
zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 4. März 2020 (BGBl. I S. 440) geändert
worden ist

Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNSchG)vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl.
S. 451), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 14. Dezember 2018
(SächsGVBl. S. 782) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Februar 2010 (BGBl. | S. 94), das zuletzt durch Artikel 22 des 
Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist

Gesetz zur Raumordnung und Landesplanung des Freistaates Sachsen (Landespla-
nungsgesetz - SächsLPlG) vom 11. Dezember 2018 (SächsGVBl. S. 706)

Gesetz zum Schutz und zur Pflege von Kulturdenkmalen im Freistaat Sachsen
(Sächsisches Denkmalschutzgesetz - SächsDSchG) vom 03.03.93 (SächsGVBl.
S. 229), das zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 
(SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist

Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz - (SächsKrWBodSchG)
vom 22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I S 212), das zuletzt 
durch § 2 des Gesetzes vom 20.07.2017 (BGBl. I S. 2808, 2833) geändert worden ist

Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG vom 17.03.98 (BGBl. I S. 502), das zuletzt 
durch Artikel 3 der VO vom 27.09.2017 (BGBl. I S. 3465) geändert worden ist

Bundes-Immissionsschutzgesetz BImSchG in der Fassung der Bekanntmachung vom
17.05.2013 (BGBl. S. 1274) das zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes 08.04.2019 
(BGBl. I S. 432) geändert worden ist

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. l Seite 2585), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I Seite 2771) geändert worden ist

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 12.07.2013, (SächsGVBl. S. 503), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 287) geändert 
worden ist

Sächsisches Waldgesetz (SächsWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
10.04.1992 (SächsGVBl. S. 137), das zuletzt durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358) geändert worden ist

Landesentwicklungsplan Sachsen 2013, verbindlich seit 31.08.2013

Regionalplan Westsachsen 2008, verbindlich seit 25.07.08, Teilfortschreibung B87n
(verbindlich seit 26.01.2012)

3.     NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME
(§ 9 Abs. 6 BauGB)
3.1 Anbauverbotsvorschrift nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 Bundesfernstraßengesetzes (FStrG)
Längs der Bundesfernstraßen dürfen Hochbauten jeglicher Art in einer Entfernung bis zu 20 m 
außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch-
fahrten, jeweils gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, nicht errichtet werden. 
Das gilt auch für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs.

4.   HINWEISE
4.1 Denkmalschutz
Bodeneingriffe bedürfen, gemäß § 14 Abs. 1 SächsDSchG, der Genehmigung der Denkmal-
schutzbehörde. Funde von Sachen, Sachgesamtheiten, Teilen oder Spuren von Sachen, 
von denen anzunehmen ist, dass es sich um Kulturdenkmale handelt, sind gemäß § 20 
Abs. 1 SächsDSchG unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Weitere 
Erläuterungen und Hinweise hierzu können der Begründung entnommen werden.

4.2 Bodenschutz
Das Plangebiet ist nicht im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) erfasst. Es kann somit 
von einer Altlastenfreiheit im Sinne des § 9 in Verbindung mit § 2 Abs. 6 des Bundesboden-
schutzgesetzes (BBodSchG) ausgegangen werden.

Ergeben sich im Zuge der weiteren Planung, Bauvorbereitung und -ausführung Hinweise 
auf schädliche Bodenveränderungen oder/und Altlasten i.S. des § 9 Abs. 1 i.V.m. 
§ 2 Abs. 3 bis 5 BBodSchG (z.B. altlastenrelevante Sachverhalte wie organoleptische 
Auffälligkeiten; Abfall) besteht für den Grundstückseigentümer und Inhaber der tatsäch-
lichen Gewalt nach § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG vom 22. Februar 2019 die Pflicht, 
diese unverzüglich der nach § 19 Abs. 1 SächsKrWBodSchG zuständigen Behörde 
(hier: LRA Nordsachsen, Umweltamt) mitzuteilen.
Im Hinblick auf einen sparsamen und schonenden Umgang mit Boden, sowie zur 
Minimierung baubetrieblicher Bodenbelastungen, sind die auf der Grundlage des 
§ 1a BauGB und § 7 Abs. 2 SächsABG, § 1 BBodSchG, § 202 BauGB und die in der 
Begründung gegebenen Hinweise zu beachten.

4.3 Immissionsschutz
Bei Errichtung bzw. bei wesentlichen Änderungen von Schornsteinen für Feuerungs-
anlagen für feste Brennstoffe müssen für die Austrittsöffnungen die Anforderungen 
des § 19 Abs. 1 der 1. BImSchV beachtet werden.

Bei Einsatz von Photovoltaikanlagen sollen die im Allgemeinen auftretenden Reflexionen 
der Sonnenstrahlung auf den PV-Modulen entstehenden Blendwirkungen, durch die in 
der Begründung Nr. 7.1 benannten Minderungsmaßnahmen berücksichtigt werden.

Zur Vermeidung von schalltechnischem Konfliktpotential sollen bei Auswahl und Auf-
stellung von Luft-Wärmepumpen (und/oder Klima-, Kühl- oder Lüftungsgeräten) die in 
der Anlage des "LAI - Leitfadens für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten", Stand: 28.08.2013 aufgeführten Hinweise beachtet werden.

4.4 Kampfmittel
Für die Flächen ist beim Kampfmittelbeseitigungsdienst Sachsen keine Belastung mit 
Kampfmitteln bekannt. Sollten bei der Untersuchung / Bauausführung Kampfmittel 
oder andere Gegenstände militärischer Herkunft gefunden werden, wird auf die 
Anzeigepflicht entsprechend der Kampfmittelverordnung verwiesen. Dies gilt auch 
im Zweifelsfall. Es erfolgt dann eine umgehende Beräumung durch den Kampfmittel-
beseitigungsdienst Sachsen. Anzeigen über Kampfmittelfunde nimmt jede Polizei-
dienststelle oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst direkt entgegen.
Dem Antragsteller bleibt es freigestellt, auf eigene Kosten vorsorglich Bodenunter-
suchungen zur Gefahrenabwehr durch eine Fachfirma durchführen zu lassen.

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
1.1.1     Art der baulichen Nutzung 
Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO)
Die allgemeine Zulässigkeit richtet sich nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BauNVO.
Zulässig sind Wohngebäude sowie die der Versorgung des Gebietes dienenden 
nicht störenden Handwerksbetriebe. 

Auf der Grundlage des § 1 Abs. 5 BauNVO sind die nach § 4 Abs. 2 BauNVO 
zulässigen Nutzungen unzulässig: 
- Nr. 2 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und  
  Speisewirtschaften
- Nr. 3 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
  Zwecke.

Weiterhin unzulässig sind nach § 1 Abs. 6 BauNVO die Ausnahmen nach 
§ 4 Abs. 3 BauNVO:
- Nr. 1 Betriebe des Beherbergungswesens, 
- Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
- Nr. 3 Anlagen für Verwaltungen,
- Nr. 4 Gartenbaubetriebe und
- Nr. 5 Tankstellen.

Anlagen für erneuerbare Energien (Sonnenenergie und Geothermie) sind in allen 
Baugebieten überall zulässig. 
Windenergieanlagen sind nur in einer Größe wie in § 61 Abs. 1 Nr.3 c SächsBO 
(Verfahrensfreie Bauvorhaben) zulässig.

1.1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Das Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1, Nr. 1 BauGB wird bestimmt durch:
- die Grundflächenzahl GRZ
- Zahl der Vollgeschosse
- maximale Firsthöhe über DHHN 2016
Die zulässige Grundflächenzahl darf nicht überschritten werden.

Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstgrenze festgesetzt.
Auf Gebäude montierte Masten, Antennen und ähnliche Anlagen sind bis zu einer Höhe 
von 125 m über DHHN 2016 zulässig. Frei stehende Masten, Antennen und ähnliche Anlagen
sind bis zu einer Höhe von 120 m über DHHN 2016 zulässig.

1.2  Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die in der Planzeichnung 
eingetragenen Baugrenzen nach § 23 BauNVO bestimmt. Nach § 23 Abs. 3 
Satz 2 BauNVO kann ausnahmsweise ein Vortreten von untergeordneten 
Gebäudeteilen bis max. 1,5 m zugelassen werden. 
Eine Überschreitung der Baugrenzen in Richtung Norden zum Wald ist aufgrund 
des notwendigen Waldabstandes von 30 m nicht zulässig. Das gilt auch für 
Anlagen, welche nach Bauordnungsrecht in den Abstandsflächen zulässig sind.

1.3  Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)
Pro Wohneinheit sind im Allgemeinen Wohngebiet mind. 2 Stellplätze je Baugrund-
stück zu schaffen. 
Die Einfahrten von den öffentlichen Verkehrsflächen in die Baugrundstücke sind 
mind. 4,5 m breit auszuführen. Zusätzlich ist neben den Einfahrten auf den privaten
Baugrundstücken ein Stellplatz als Längsparkplatz parallel zur Fahrbahn anzuordnen. 
Diese müssen mind. 5,70 m lang + 1 m Aufweitung und 2 m Breite sein und dürfen 
nicht eingefriedet werden.

1.4  Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
Das unbelastete Niederschlagswasser muss auf den jeweiligen Baugrundstücken 
bevorzugt flächenhaft versickert oder entsprechend wiederverwendet werden. 
Notwendige Flächen oder Anlagen dazu sind im gesamten Geltungsbereich zulässig.
Eine Einleitung in den Schmutzwasserkanal ist nicht möglich.

1.5 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)
Vermeidungsmaßnahme:
Um die Auswirkungen von Erdarbeiten und der Versiegelung auf das Schutzgut Boden 
zu mindern ist der Oberboden auf den in Anspruch genommenen Flächen nach 
DIN 18 300 in einer Stärke von 30 cm (Ap-Horizont) abzutragen, zu sichern und bei 
Bedarf wieder aufzutragen.

Die Beläge aller Stellplätze, Wegeanlagen und Terrassen sind, soweit das Eindringen von 
wassergefährdenden Stoffen ausgeschlossen werden kann, aus versickerungsfähigem 
Material ( Pflaster mit Rasenfuge oder Rasengitter) zu gestalten. Das gilt auch für die 
Stellplätze neben den Einfahrten nach 1.3 (Längsparkplatz).

1.6 Besondere Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Für das Plangebiet sind in Teilbereichen Lärmvorbelastungen durch Straßenverkehr 
vorhanden, die oberhalb der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete nach 
DIN 18005 liegen.
Durch Anordnung der Baukörper oder durch geeignete Grundrissgestaltung sind die 
Wohn- und Schlafräume den lärmabgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Sofern 
eine Anordnung aller Wohn- und Schlafräume einer Wohnung an den lärmabge-
wandten Gebäudeseiten nicht möglich ist, sind vorrangig die Schlafräume den lärm-
abgewandten Gebäudeseiten zuzuordnen. Für die Räume an den lärmzugewandten 
Gebäudeseiten muss ein ausreichender Schallschutz durch bauliche Maßnahmen 
an Außentüren, Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude geschaffen 
werden. Wohn-/Schlafräume in Ein-Zimmer-Wohnungen und Kinderzimmer sind 
wie Schlafräume zu beurteilen.
Ist die Anordnung in Ausnahmefällen von Schlaf- und Kinderzimmern an der lärmzu-
gewandten Gebäudeseite nicht auszuschließen, so sind diese Räume mit schallge-
dämpften Lüftungsöffnungen (aus hygienischen Gründen und zum Abführen der 
Feuchte notwendige integrierte künstliche Be- und Entlüftung) auszustatten.
Die zu erwartenden Pegelverteilungen sowie die zu erwartenden maßgeblichen 
Außenlärmpegel und Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109, denen die geplante 
Bebauung durch den Einsatz von passiven Schallschutzmaßnahmen entgegen 
wirken muss, sind dem schalltechnischen Gutachten mit der Berichtsnummer
ECO 20 0 20 005 der ECO AKUSTIK GmbH mit Stand vom 21. April 2020 zu e
ntnehmen.
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist für Neubauten ab Lärmpegel-
bereich IV und höher der Nachweis über die Einhaltung des erforderlichen 
Schalldämmmaßes von Außenbauteilen nach DIN 4109 zu erbringen. Nur bei 
Anordnung von Schlaf- und Kinderzimmern an der lärmzugewandten Gebäude-
seite sind die maßgeblichen Außenlärmpegel und Lärmpegelbereiche gemäß 
DIN 4109 für die Nacht heranzuziehen.
Die Grenze des Lärmpegelbereiches IV ist in der Planzeichnung dargestellt.

1.7 Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern nach § 9 Abs. 1  Nr. 25a BauGB 
Alle nicht überbaubaren Flächen innerhalb des Plangebietes sind als dauerhafte 
Grünanlagen mit standortgerechten einheimischen Baum- und Straucharten 
sowie mit Wiesen und Rasenflächen gärtnerisch zu gestalten und/oder zu erhalten. 
Je 300 m² Grundstücksfläche ist ein heimischer Laubbaum mit einem Stammumfang 
von 14 - 16 cm oder zwei Obstbäume (Halbstamm) zu pflanzen. Alle Gehölze sind 
dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind gleichwertig oder gleichartig zu ersetzen. 

Auf den Flurstücken 12/43 und 13/7  ist innerhalb des Grünstreifens der Anbauverbots-
zone der Bundesstraße 2 auf insgesamt 200 m² eine Hecke anzulegen. Folgende Arten 
und Qualitäten sind zu verwenden:
Arten und Qualitäten der Heckengehölze:
Anzahl          Art                   Bot Name                    Qualität
10        Bluthartriegel      Cornus sanguineum       Str., 60-100
12        Weißdorn           Crataegus monogyna     Str., 60-100
10        Besenginster      Cytisus scoparius           Str., 60-100
10        Schlehe              Prunus spinosa               Str., 60-100
10        Hundsrose          Rosa canina                   Str., 60-100
12        Eberesche          Sorbus aucuparia            Str., 60-100
Die Maßnahme ist spätestens ein Jahr nach Fertigstellung der Erschließungsstraße
im Plangebiet fertigzustellen und dauerhaft zu erhalten.

Vorhandene Bäume und Anpflanzungen sind während der Bauarbeiten weitgehend 
zu erhalten und vor Beeinträchtigungen zu schützen.

Schotter- und Kiesflächen zur Gartengestaltung sind nicht zulässig.

Fassaden und Dachbegrünungen werden zur Verbesserung des Kleinklimas 
empfohlen.
Einheimische Baum- und Straucharten sind u.a. in der Begründung aufgeführt.

2.  ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 89 Abs. 2 SächsBO)
Einfriedungen
Die Einfriedungen von Grundstückseinfahrten, Garagen- und Carportzufahrten sind
mindestens 5m von den öffentlichen Verkehrsflächen einzurücken.
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1. Planungsrechtliche Festsetzung
1.1  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)  

1.2  Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Grundflächenzahl (§ 19 Abs.1 BauNVO)
hier: GRZ = 0,4

Zahl der Vollgeschosse (§ 20 Abs. 1 BauNVO)
hier z.B.:  max. 2 Vollgeschosse

maximal Firsthöhe über DHHN 2016

Füllschema der Nutzungsschablone:

    Art der                         Zahl der
baul. Nutzung            Vollgeschosse
             

Grundflächenzahl     max.Gebäudehöhe 
                                   

1.3  Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

1.4  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenverkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, hier private Verkehrsfläche

1.5 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
Grünfläche

private Grünfläche

1.6 Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind
Anbauverbotszone Bundesstraße (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  (§ 9 Abs. 7 BauGB)
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Montag		  geschlossen
Dienstag		  9.00 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 17.30 Uhr
Mittwoch		  geschlossen
Donnerstag		  9.00 bis 12.00 Uhr und 13.30 bis 15.30 Uhr
Freitag		  9.00 bis 12.00 Uhr

vom 24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 unterrichten kann. Innerhalb 
dieser Frist vom  24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 kann sich die 
Öffentlichkeit zur Planung äußern. Gleichzeitig wird gemäß § 13 Absatz 2 S. 1 Nr. 
2 BauGB i.V.m. § 3 Absatz 2 BauGB der Entwurf des Bebauungsplanes ebenda 
öffentlich vom 24. Juli 2020 bis einschließlich 26. August 2020 ausgelegt.
In Anbetracht der gegenwärtig wegen der Corona-Pandemie verfügten Ein-
schränkungen des Publikumsverkehrs wird zur Wahrnehmung der Einsicht-
nahme in die Unterlagen um eine vorherige telefonische oder schriftliche 
Anmeldung gebeten. (Tel.: 034295 / 72211, Fax: 034243 / 72270, E-Mail: stadt.
bad.dueben@t-online.de)
Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 2 und die 
nach § 3 Absatz 2 Satz 1 auszulegenden Unterlagen sind zusätzlich im Internet 
auf den Websites www.bad-dueben.de und über das zentrale Internetportal des 
Landes unter buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/bplan/startseite abrufbar. 
Stellungnahmen können von jedermann während der Auslegungsfrist schriftlich 
oder zur Niederschrift während der oben genannten Dienstzeiten vorgebracht 
werden.
Es wird gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2, Halbsatz 2 i.V.m. § 4a Absatz 6 BauGB 
darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können.

Bad Düben, den 10. Juli 2020	

Astrid Münster
Bürgermeisterin

Zweckverband Abwassergruppe 
Dübener Heide, Bad Düben 

Öffentliche Bekanntmachung                                        

Die Verbandsversammlung des Zweckverbands Abwassergruppe Dübener 
Heide, Bad Düben findet am Mittwoch, den 29. Juli 2020 um 18.00 Uhr, 
im Sitzungsraum des Verwaltungsgebäudes der Kläranlage Altenhof 10, Bad 
Düben statt.
Es ist folgende Tagesordnung vorgesehen:

Öffentlicher Teil

1.	 Beratung und Beschlussfassung
1.1 	 Wahl des 2. Stellvertreters der Verbandsvorsitzenden
1.2 	 Feststellung Jahresabschluss 2017
1.3 	 Erteilung Ermächtigung für Baumaßnahme Kossa
1.4 	 Budgetverschiebung Investitionsplan 2020

2.	 Informationen 
2.1 	 Finanzzwischenbericht 
2.2 	 Wirtschaftsplan 2021/2022 und Gebührenvorauskalkulation
2.3 	 Baumaßnahmen
2.4 	 zu Beratungen des Verwaltungsrates

3.   	 Sonstiges/Bekanntgaben/Anfragen

Schießwarnung für den Standortübungsplatz 
Delitzsch – Teil „Tiglitzer Forst“

in Bad Düben

16. Juli, 20. Juli, 21. Juli, 23. Juli, 27. Juli und 28. Juli 2020 jeweils von 7 bis 
17 Uhr auf der Waldkampfbahn.

Auf die gesetzten Warnzeichen (Absperrschranken, rote Warnflaggen) ist zu 
achten, dem eingeteilten Sicherheitspersonal ist Folge zu leisten.
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Bundeswehr warnt vor Gefahren 
 
Auf Gefahren beim unberechtigten Betreten des Standortübungsplatzes „Tiglitzer 
Forst“ in Bad Düben macht der Standortälteste, Herr Oberst Axel Hermeling, 
aufmerksam. Der Standortübungsplatz im Tiglitzer Forst ist militärischer Si-
cherheitsbereich und als solcher durch Schilder gekennzeichnet. Danach ist 
das Betreten und Befahren mit Kraftfahrzeugen, Motorrädern und Fahrrädern 
durch Unbefugte durchgehend (auch an Wochenenden) verboten, ebenso wie 
das Berühren und Aneignen von Gerät und Munition oder Munitionsteilen.
Besonders Kinder sind hierbei erheblichen Gefahren ausgesetzt. Die 
Information in den Schulen durch das Lehrpersonal wird angeregt und 
dringend empfohlen.
Beim Schießen der Truppe sind die Absperrschranken, aufgezogene rote Warn-
flaggen und Schilder zu beachten sowie Anweisungen von Absperrposten strikt 
zu befolgen. Auch bei nicht aufgezogener roter Warnflagge werden Manövermu-
nition, Schall-, Rauch- und Darstellungsmunition verwendet. Das Verbot zum 
Betreten des Übungsplatzes ist durch die Beschilderung am Platzrand ausrei-
chend kenntlich gemacht. Geöffnete Schranken auf dem Übungsplatz bedeutet 
keine Freigabe zum Betreten des Übungsgeländes für die Öffentlichkeit. Leider 
weisen ältere Wanderwegkarten den Standortübungsplatz nicht als militärisches 
Sperrgebiet aus. Diese falschen Karten berechtigen aber nicht zum Betreten des 
Platzes. Derzeit sind als Wanderwege der „Mühlenwanderweg“ sowie der „Fern-
reitweg“ am Süd-Ost-Rand des Übungsplatzes für die Nutzung genehmigt. Die 
Benutzung der entsprechenden Wege erfolgt auf eigene Gefahr, das Verlassen 
innerhalb des Standortübungsplatzes ist verboten. Mit Beeinträchtigung durch 
übende Truppe muss jederzeit gerechnet werden. Die Bundeswehr unternimmt 
große Anstrengungen, um den Umweltschutz in allen Belangen Rechnung zu 
tragen. Aus diesem Grund wird darauf verwiesen, dass Müll- und Schrottabla-
gerungen auf dem Übungsplatz strengstens verboten sind. Zuwiderhandlungen 
werden zur Anzeige gebracht. 
Die Waldbrandgefahrenstufen und die daraus resultierenden Verhaltensweisen 
sind der örtlichen Presse zu entnehmen.

Der Standortälteste

Stadt sucht einen Weihnachtsbaum

Um den Marktplatz für die Weihnachtszeit zu schmücken, braucht es in Bad 
Düben noch einen schönen Baum. Wer hat eine schöne große Tanne und würde 
diese gern auf dem Marktplatz sehen? Die Stadt Bad Düben ruft interessierte 
Bürger dazu auf, sich bei Frau Paul (Tel.: 034243 / 72253 oder E-Mail: barbara.
paul@bad-dueben.de) zu melden.

In eigener Sache

Die Touristinformation ist am Montag, 27. Juli 2020, aus betrieblichen Gründen 
erst ab 11.00 Uhr geöffnet.

Der Eintritt ist frei. 
Es gelten die aktuellen Abstands- und Hygieneregeln.

Sonntag, 19.07., 14 UhrSonntag, 19.07., 14 Uhr
KurkonzertKurkonzert

„Dixielanders“
in der Obermühle Bad Düben
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